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Wie viele Unionsbürger leben in 
einem anderen Mitgliedstaat? 

 20,7 Mio. Unionsbürger (≈ 4,1 %) leben in einem anderen 
Mitgliedstaat.

 Zudem: kurzfristige und Pendelmigration (z.B. DE-CH für 
Arbeitsmarkt sowie Erasmus-Studierende).

 Anstieg nach 2004 (davor lange Jahre stabil).

 Teils starke Variation zwischen Mitgliedstaaten.

 Freizügigkeit in DE politisch umstritten spätestens seit 2011.



Anteil von Unionsbürgern und Drittstaatsangehörigen

2017



 2012 ff.: Zuzug nach DE insb. aus PL, RO, BL, etc. (= EU-10+2).

 Hintergrund (1): Ablauf Übergangsfrist: PL/CZ 2011, RO/BL 2014.

 Hintergrund (2): Finanz- und Wirtschaftskrise in Südeuropa

 Streit um Sozialleistungszugang.





Art. 26 Abs. 2 AEUV

 EU-Binnenmarkt umfasste von Anfang an die Personenfreizügigkeit
(von Arbeitnehmern) ≠ NAFTA, WTO, etc.

Der Binnenmarkt umfasst einen Raum 
ohne Binnengrenzen, in dem der freie 
Verkehr von Waren, Personen, Dienstleis-
tungenund Kapital gemäß den Bestim-
mungender Verträge gewährleistet ist



Die EU im Vergleich 

EU-Binnenmarkt und auch schon der 
Gemeinsame Markt der EWG umfasste von 
Anfang an die Personenfreizügigkeit (von 
Arbeitnehmern) 

Anders:  NAFTA, WTO, etc.



Einzigartigkeit

 Die meisten Freihandelsabkommen konzentrieren sich auf 
Waren (und neuerdings Dienstleistungen).

 Regelungen zum Personenverkehr selten und i.d.R. nur für 
aktive DL-Erbringung (sog. GATS Mode IV).



•Art. 
56

•Art. 
45 & 49

•Art. 
63

•Art. 
34

Waren Kapital

Dienst-
leistung

Per-
sonen



Schichten der Freizügigkeits-Gewährleistung

1. Schicht: Arbeitnehmerfreizügigkeit
> optimale Allokation von Arbeitskräften innerhalb 
des Gemeinsamen Marktes

●wirtschaftspolitische 

●(mittelbare) sozialpolitische Auswirkungen

2. Schicht: Allgemeines Diskriminierungsverbot

3. Schicht: Unionsbürgerschaft (seit 1992)

●politische Mitwirkungsrechte

●(teilw.) Abkoppelung von wirtschaftlichen Kontext 
(Stichwort: „Playboy-RL“ 90/364)

ABER: Die Schichten lösen sich nicht ab, sie wirken kumulativ



Die „klassische“ Arbeitnehmerfreizügigkeit

1. Schicht: Arbeitnehmerfreizügigkeit
> optimale Allokation von Arbeitskräften 

innerhalb des Gemeinsamen Marktes

●wirtschaftspolitische 

●(mittelbare) sozialpolitische Auswirkungen

●bestand schon im EWG-Vertrag (1958)

●Bestandteil des EWR-Abkommen (insbes. 
Norwegen u. Island)

●Bestandteil der Bilateralen Abkommen mit 
der Schweiz (immer wieder Anlass für Kontroversen: z.B. 
„Ausschaffungsinititative“ 2010, „gegen Masseneinwan-
derung“ 2014 [50,3 % bei 56,6 Beteiligung], etc.)

●Zentraler Konfliktpunkt im BREXIT-Referendum (Furcht vor 
ausländischer Konkurrenz)



Art. 45 AEUV

(1) Innerhalb der Union ist die Freizügigkeit der Arbeitnehmer
gewährleistet.

(2) Sie umfasst die Abschaffung jeder auf der Staatsangehörig-
keit beruhenden unterschiedlichen Behandlung der Arbeit-
nehmer der Mitgliedstaaten in Bezug auf Beschäftigung, 
Entlohnung und sonstige Arbeitsbedingungen.

(3) Sie gibt—vorbehaltlich der aus Gründen der öffentlichen 
Ordnung, Sicherheit und Gesundheit gerechtfertigten 
Beschränkungen —den Arbeitnehmern das Recht [auf a) 
Arbeitssuchenebst b) Einreisehierzu sowie c) Berufstätigkeit
nebst d) Verbleibnach Abschluss].

(4) Dieser Artikel findet keine Anwendung auf die Beschäftigung 
in der öffentlichen Verwaltung.



Verstoß (-)

I. Anwendungsbereich Art. 45 AEUV

1. diskriminierend

ja

einschl. 
Keck analog

III. Rechtfertigung
1. besonderer Grund (Art. 45 Abs. 3)
2. Allgemeininteresse 

(nur unterschiedslos)
3. Verhältnismäßigkeit
4. Grundrechtskonformität

II. Beschränkung

Cassis analog

2. unterschiedslos:

Marktzugangsbeschränkung durch 

Unterbinden oder Behinderung?

1. Vorrangiges Sekundärrecht?

a. RL 2004/38/EG (Aufenthalt) 

b. VO 883/2004 (int. Sozialrecht)

c. RL 2005/36/EG (Diplome)

d. VO 492/2011 (nat. Sozialrecht)

Bosman

2. Sachlicher Anwendungsbereich

a. Abgrenzung DL ïNL ïAN

b. staatliche Maßnahme (Horizontalwirkung)

c. grenzüberschreitender Bezug

d. keine Bereichsausnahme (Art. 45 Abs. 4)

Verstoß (+) nein



•Sind S und R als Arbeitnehmer i.S.d. Art. 45 
AEUV zu qualifizieren?

Geringfügigkeit?

Kernbegriff: „Arbeitnehmer“

Fortdauernde Auslegungen und Konkretisierung durch den 
EuGH seit den 1970er, konkreter in den 1980er Jahren:

-Wie verhält es sich bei:

-Studierenden (früher: Studenten)

-Geringbeschäftigten

-Gesetzlich/sittlich beargwöhnten Tätigkeiten (z.B. Prostitution)

-Teilnahmen an einem staatlichen Drogentherapie-Programm

-Ist Entgeltlichkeit relevant?

-Was ist mit Praktikanten, was mit Rechtsreferendaren?



•Sind S und R als Arbeitnehmer i.S.d. Art. 45 
AEUV zu qualifizieren?

Geringfügigkeit?

Fall 1:  Erasmusstudent S aus ES arbeitet als studentische 
Hilfskraft am Lehrstuhl von Professor P.  Sein Vertrag läuft für 6 
(Abwandlung: 18) Monate und umfasst 10 (Abwandlung: 25) 
Stunden pro Monat; die Bezahlung beträgt ca. 9 €/Std.; die 
Tätigkeit umfasst Fotokopien, die Erstellung von PP-Folien für 
Vorlesungen und Literaturrecherchen. 

Fall 2:  Reinigungsfrau R aus der Slowakei lebt in Berlin. Dort ist 
die Marktlage angespannt, weshalb sie nur 3-14 h/Woche für 
insg. 40-168 EUR (je nach Woche) für eine Reinigungsfirma 
arbeitet. Als Arbeitnehmerin i.S.d. EU-Rechts hätte sie nach Art. 7 
VO Nr. 492/2011 Anspruch auf dieselben „sozialen 
Vergünstigungen“ wie deutschen Kollegen und würde als 
„Aufstockerin“ ggfls. auch Hartz IV erhalten.



•EuGH, Lawrie-Blum, 66/85, EU:C:1986:284. Arbeitnehmer I

17. ... Das wesentliche Merkmal des Arbeitsver-
hältnissesbesteht aber darin, dass jemand während 
einer bestimmten Zeit für einen anderen nach 
dessen Weisung Leistungen erbringt, für die er als 
Gegenleistung eine Vergütung erhält.

 = Grunddefinition.

 Abgrenzung zur dauerhaften Niederlassung bzw. 
vorübergehenden Dienstleistungserbringung = 
abhängige vs. selbständige Tätigkeit.

 P: Subsumtion in Grenzfällen.

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:61985CJ0066:DE:HTML


•EuGH, Levin, 53/81, EU:C:1982:105. Arbeitnehmer II

17. Wenn die Teilzeitbeschäftigung ... nicht vom Geltungs-
bereich der Vorschriften ... ausgeschlossen ist, so fällt unter 
diese Vorschriften doch nur die Ausübung tatsächlicher und 
echter Tätigkeiten, wobei solche Tätigkeiten außer Betracht 
bleiben, die einen so geringen Umfang haben, dass sie sich als 
völlig untergeordnet und unwesentlich darstellen.

 EuGH optiert für weiten AN-Begriff unter Einschluss von 
Teilzeitarbeit, solange nicht „völlig untergeordnet und 
unwesentlich“ (= quantitatives Kriterium).

 Im Zweifel großzügige Handhabung der EuGH-Vorgaben. 
Urteil Geven: 3-14 h/Woche für 40,00-168,87 DM (je nach 
Woche) als ausreichend erachtet.

 Anwendung der EuGH-Vorgaben auf konkrete Sachverhalte 
bleibt Aufgabe nationaler Gerichte.

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:61981CJ0053:DE:HTML


•EuGH, Kempf, 139/85, EU:C:1986:223. Ergänzende Sozialhilfe

Der Umstand, dass ein [Arbeitnehmer] ... zur Ergänzung 
seiner Einkünfte aus dieser Tätigkeit eine finanzielle 
Unterstützung aus öffentlichen Mitteln dieses 
Mitgliedstaats in Anspruch nimmt, führt nicht dazu, 
dass die [Art. 45 ff. AEUV] für ihn nicht gelten.

 AN-Eigenschaft auch bei ergänzender Sozialhilfe 
(„Hartz-IV“); wirtschaftliche Unabhängigkeit keine 
Voraussetzung für Freizügigkeit.

EuGH versteht „Marktbürgerschaft“ von Anfang an 
auch als „Sozialbürgerschaft“ trotz wirtschaftlicher 
Ausrichtung der früheren EWG.

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:61985CJ0139:DE:PDF


•Sind folgende Personen als Arbeit-
nehmer einzustufen?Arbeitnehmer?

Fall 1: S ist für drei Semester Austauschstudent an der Uni 
Konstanz und erhält vom DAAD ein Unterhaltsstipendium i.H.v. 
ca. 1.000 EUR pro Monat.

Fall 2: Jurastudentin J absolviert im fünften Semester ein 
Pflichtpraktikum beim Strafgericht. Er besucht Verhandlungen, 
liest Akten und spricht mit seinem Ausbilder über die Themen.

Fall 3: G absolviert nach dem Germanistikstudium ein 
sechsmonatiges Praktikum bei einem Verlag. Sie vertritt ihren 
Ausbilder im Umgang mit Kunden und betreut die Veröffent-
lichungenzweier Monographien in Absprache mit dem 
Ausbilder. Während des Zeitraums erhält sie eine Unterhalts-
entschädigungi.H.v. 700 EUR/Monat.

Fall 4: R ist Rechtsreferendar und möchte seine Wahlstage an 
der deutschen Botschaft in Paris absolvieren.



34. Die Arbeitnehmereigenschaft ... kann ... nur für den Fall 
bejaht werden, dass das vorlegende Gericht, das für die 
Würdigung des Sachverhalts des Ausgangsverfahrens allein 
zuständig ist, ... feststellen sollte, dass die Grundmerkmale eines 
Arbeitsverhältnisses ... vorliegen.
35. Da somit das vorlegende Gericht aufgerufen ist, das Vorliegen 
der ... Kriterien zu prüfen, sollte sich folglich seine Prüfung insb. 
auf den Inhalt des Doktorandenvertrags... sowie auf die 
Modalitäten der Durchführungdieser Verträge beziehen.

 Neben quantitatives Kriterium tritt qualitatives Kriterium
(„echte“ Tätigkeit) => wegen Vielfalt der Lebenssachverhalte 
abhängig vom Einzelfall.

 Beurteilung konkreter Sachverhalte ebenfalls Sache nationaler 
Gerichte; im Zweifel: Gesamtbetrachtung.

•EuGH, Raccanelli, C-94/07, EU:C:2008:425. Arbeitnehmer III

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:62007CJ0094:DE:HTML


Arbeitnehmer 
i.S.d. Art. 45 AEUV 

= Jeder, der ...

... für einen 
anderen

… gegen 
Entgelt...

… eine Leistung 
erbringt.

- Quantitatives Kriterium;

- Beschäftigung nach 

Zeitaufwand und 

Entlohnung > Ăvºllig 

untergeordnet und 

unwesentlichñ;

- großzügige Betrachtung 

(ca. 5-7 Std./Woche 

ausreichend).

- Abgrenzung zur 

Selbstständigkeit 

(Art. 49, 56 AEUV);

- i.d.R. eigene Wertung 

mit Blick auf SV.

- Qualitatives Kriterium;

- Ăechte Tªtigkeitñ i.S.d. 

Grundmerkmale eines 

Arbeitsverhältnisses; 

- wertende Gesamt-

betrachtung des 

jeweiligen Einzelfalls 

(z.B. Referendariat +).



Arbeitnehmerbegriff

Das zentrale Merkmal des Arbeitsverhältnisses 
besteht darin, dass jemand während einer 
bestimmten Zeit für einen anderen nach dessen 
Weisung Leistungen erbringt, für die er als 
Gegenleistung eine Vergütung erhält.

Abgrenzung 1: Selbständigkeit? Wenn (+), Anwendung 
der Niederlassungsfreiheit gem. Art. 49 AEUV –ebenfalls 
Abgrenzung von der Dienstleistungsfreiheit.

Abgrenzung 2:  quantitatives Element = Umfang von 
Beschäftigung und Bezahlung => (–) soweit „vollkommen 
untergeordnet und unwesentliche“ >> nicht bei Bagatell-
beschäftigung, vgl. Rs. Levin, 53/81; Bettray, 344/87; 
Raulin, 357/89.



Arbeitnehmerbegriff

Abgrenzung 3: qualitatives Element = Würdigung des 
Inhalts von Leistung/Tätigkeit => letztlich abhängig vom 
Einzelfall aufgrund großzügiger Betrachtung 

>> i.d.R. (+), Ausn. staatliches Rehabilitationsprogramm 
für Drogenabhängige in den NL, Bettray344/87; Verbin-
dungmit Sozialhilfeleistungen schadet aber nicht unbe-
dingt (vgl. Rs. Birden, C-1/97).

Bei Krankheit/Unfall oder unfreiwilliger Arbeitslosigkeit 
bleibt AN-Status grdsl. erhalten (vgl. Art. 7 Abs. 3 RL 
2004/38/EG) 

>> Wäre es anders, könnte dies den AN davon abhalten, 
von der Freizügigkeit i.S. von Art. 45 AEUV Gebrauch zu 
machen (Vermeidung der Risikosteigerung für den AN)



Arbeitnehmerbegriff

Frage der Vergütung: 

-Unerheblichist die Rechtsform des 
Arbeitsverhältnisses, öffentlich-rechtlich, 
privatrechtlich, Tätigkeit bei internationaler 
Organisation (z.B. EPO; Rs. Echternach u. Moritz, Rs. 
389 u. 390/87)

-UnschädlichVerbindung mit nicht-wirtschaftlichen 
Zielen (z.B. Sport, Kultur, etc., Rs. Bosman, C-415/93) 
> vor „Bosman“ galt Sport nur als Sport und nicht als 
„entgeltliche Tätigkeit“ 

- im Widerspruch zu den Beschäftigungsrealitäten



Arbeitnehmerbegriff

-Bosman (15.12.1995): Berufsportler(=sportliche Tätigkeit gegen 
Entgelt professionell ausgeübt) genießen Freizügigkeit 

-Bewusst herbeigeführter „Test-Case“

-Bosman=Belgier; spielt bei RFC Lüttich (1. belg. Liga) > beabsichtigter 
Wechsel zu USL Dunkerque (2. franz. Liga) >

-RFC Lüttich verlangt Ablösesumme von 600.000 Euro, Dunkerque
möchte den nicht zahlen > Wechsel scheitert

- Unzulässigkeit von „Ausländerklauseln“ (Begrenzung von 
ausländischen Spielern auf dem Platz > früher 2, dann 3, heute 
keine derartige Regelung im Hinblick auf Unionsbürger zulässig)

- keine generellen Transferentschädigungen (aber +, wenn im 
Individualvertrag vorgesehen > Schwerpunktwechsel von den 
Verbandsstatuten auf die einzelnen Verträge zwischen Verein und 
Spieler: Festsetzung von Ablösungen, Modalitäten…; Ablösefreiheit 
bei Auslaufen der Verträge)



Arbeitnehmerbegriff

-Ausweitung der Bosman-Grundsätze auf andere 
Sportarten mit vergleichbaren Bedingungen:

- Judo (Rs. Deliège, C-51/96), Basketball (Rs. Lehtonen, 
C-176/96)

- Auch heute Regulierung im Profisport noch vielfach im 
Widerspruch zu den Beschäftigungsrealitäten 

->> an sich stärkere arbeitsrechtliche Durchdringung 

->> große Lobby des Fußballs verhindert eine umfassen-
de Regulierung >> FIFA und UEFA in Verhandlungen mit 
der EU-Kommission (Vereinbarung v. 5.3.2001)



Arbeitnehmerbegriff

Gewerbliche Tätigkeit von religiösen Sekten 
(Scientology) > wenn Leistungen an die Mitgliedern 
(Lebensunterhalt) als „mittelbare Gegenleistung“ für 
tatsächliche Tätigkeit (Rs. Steymann, Rs. 196/87)

-Familiärer Rahmenschließt eine AN-Stellung nicht aus 
(vgl. Rs. Meusen, C-337/97; Ehefrau in der Ges. des 
Ehemannes > vorauss. Entgelt)

- Auszubildende, Volontäre u. Praktikanten: (+), sofern 
Tätigkeiten in „Lohn und Gehaltsverhältnissen“ 
(z.B. Rs. LawrieBlum, 66/85; Rs. Bernini, C-3/90)

- Fehlt es an Entgeltlichkeit: Wie bei vielen Praktika >> 
Art. 45 AEUV (-)

-Bei äußerst geringer Entlohnung: >> Einzelfall



Arbeitnehmerbegriff

Rechts- und sittenwidrige Tätigkeiten

-Prostitution (EuGHzurückhaltend: Rs. Adouiu. 
Cornuaille, 115 u. 116/81 > außerdem Kellnerinnen)

-Heute: abhängig von den innerstaatlichen 
Bestimmungen

-seit 2002 Prostitutionsgesetz >> Teilnahme an der 
Personen Freizügigkeit 

-EuGHin der Rs. Jany C-268/99: Europa-Abkommen 
mit Tschechien >> Prostitution als selbständige 
Tätigkeit (+), d.h. ohne Zwang, Zuhälterei, etc.



Arbeitnehmerbegriff

Zusätzliche Regelungsbereiche bei der AN-Freizügigkeit:

-Familienangehörige (> Grundsatz:)

>> Würde der AN vom Gebrauch der Freizügigkeit i.S. von Art. 45 
AEUV abgehalten, wenn es bestimmte Regelungen zugunsten 
seiner Familie/seiner Kinder/ etc. nicht zur Anwendung kämen 
oder er – anders als die übrigen AN – nicht in den Genuss sozialer 
und steuerlicher Vergünstigungen käme? 

(Vermeidung der Risikosteigerung für den AN)

-breite Interpretation der VO 1612/68 zugunsten von 
Sozialleistungen für AN und Familienangehörige durch den EuGH

-heute: VO (EU) Nr. 492/2011 über die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer innerhalb der Union >> weitreichende Kodifizierung 
der EuGH-Rspr. (Art. 7 Abs. 2 –„gleiche soziale und steuerliche 
Vergünstigungen“; Art. 10 –Kinder des AN) 


